
B R E M I S C H E    B Ü R G E R S C H A F T
Stadtbürgerschaft
15. Wahlperiode

Drucksache 15 / 62 S

Bericht  des Petitionsausschusses Nr. 5 vom 23. November 1999

Der Petitionsausschuss hat am 23. November 1999 die nachstehend aufgeführten
vier Eingaben abschließend beraten. Der Ausschuss bittet, die Stadtbürgerschaft
möge über die Petitionen wie empfohlen beschließen.

                                                                                                     Silke Striezel
                                                                                                      (Vorsitzende)

Der Ausschuss bittet, folgende Eingaben für erledigt zu erklären, da sie nicht ab-
hilfefähig sind:

Nr. der Eingabe Gegenstand Begründung

—  1  —

Bei dem in Rede stehenden Gartenhaus
handelt es sich um einen nicht geneh-
migungsfähigen Bau, für dessen Stand-
ort nach dem geltenden Bebauungsplan
kleingärtnerische Nutzung festgesetzt
ist,  so  dass  eine  Baugenehmigung  -
auch eine widerrufliche - nicht möglich
ist.  Das  Gartenhaus  wird  auch  nach
dem bei einer Ortsbesichtigung gewon-
nenen Eindruck des Petitionsausschus-
ses nicht nur zum vorübergehenden
Aufenthalt genutzt. Die damit verbun-
denen Gefahren und Haftungsfragen
lassen eine Duldung nicht zu. Der Peti-
tionsausschuss empfiehlt der Petentin,
der Forderung der Verwalterin zu fol-
gen, das Gartenhaus auf die Größe ei-
ner Garage von 12 qm zurückzubauen,
so dass es ausschließlich zum Unterstel-
len  von  Gegenständen  -  wie  Fahrrä-
dern, Kinderspielzeug etc. - nutzbar ist
und nicht zu Wohnzwecken. - Der Peti-
tionsausschuss bittet den Senator für
Finanzen, der Petentin für den erforder-
lichen Rückbau eine Frist bis zum 31.
März 2000 einzuräumen.

Ein Aufenthaltsrecht kann der in der
Petition   genannten   thailändischen
Staatsangehörigen nach den geltenden
Vorschriften nur gewährt werden, wenn
es zur Vermeidung einer außergewöhn-
lichen Härte erforderlich ist. Eine sol-
che Härte vermochten weder die Aus-
länderbehörde noch der Senator für
Inneres, Kultur und Sport zu erkennen.
Das Verwaltungsgericht und das Ober-
verwaltungsgericht Bremen haben die-
se Entscheidung bestätigt.

Nachdem eine erteilte dreijährige Auf-
enthaltserlaubnis  rechtskräftig  nach-
träglich zeitlich befristet worden ist, ist
die in der Petition genannte marokka-
nische  Staatsangehörige  verpflichtet,
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S 15/57 Kündigung eines Pachtverhältnis-
ses für einen Kleingarten

die  Bundesrepublik  Deutschland  zu
verlassen. Der jetzt in der Petition vor-
getragene neue Aufenthaltsgrund - be-
absichtigte Eheschließung mit dem Pe-
tenten - führt nicht dazu, ihr die Aufent-
haltserlaubnis wieder zu erteilen. In der
ausländerrechtlichen Praxis und auch
in der verwaltungsgerichtlichen Recht-
sprechung - einschließlich der des Bun-
desverwaltungsgerichts - ist unstreitig,
dass eine beabsichtigte Eheschließung/
ggf. Verlöbnis nicht den Schutz von Ehe
und Familie des Artikel 6 des Grundge-
setzes nach sich zieht.

Es handelt sich um eine privatrechtli-
che Angelegenheit, in die der Petitions-
ausschuss nicht eingreifen darf.


